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In Sachen 

Bergstedt 

Stadt Braunschweig 

Beigeladen: Bundesrepublik Deutschland vertreten durch das Johann Heinrich 

von Thünen-Institut (VTI) 

GÖHMANN Rechtsanwälte 

danken wir für die Gewährung der Fristverlängerung und reichen unsere Vollmacht nach. 
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G~HMANN Rechtsanwalte 

Wir nehmen für die Beigeladene wie folgt Stellung: 

1. 

Die Darstellung des Klägers, der Flächeneigentümer habe erklärt, dass die Versammlungs- 

teilnehmer vorläufig auf der Fläche geduldet würden, kann von der Beigeladenen nicht bes- 

tätigt werden. 

Die eigenmächtige Besetzung von Teilflächen des Institutsgeländes ist rechtlich als verbote- 

ne Eigenmacht im Sinne § 858 BGB und als strafbarer Hausfriedensbruch im Sinne § 123 

StGB einzuordnen. Damit war die Beigeladene weder einverstanden noch hat sie nachträg- 

lich ihre Zustimmung erteilt. Nach interner Beratung mit der Polizei hat sie im Interesse der 

Deeskalation lediglich davon abgesehen, die sofortige Durchführung polizeilicher Maßnah- 

men zu beantragen. Ferner haben die Bediensteten der Beigeladenen darüber nicht mit dem 

Versammlungsteilnehmern, sondern ausschließlich mit den Mitarbeitern der Polizei gespro- 

chen. Ein Recht zum Besitz oder ein Verzicht auf privatrechtliche, strafrechtliche oder Öffent- 

lich-rechtliche Ansprüche der Beigeladenen kann daraus insgesamt nicht abgeleitet werden. 

Die Besitzstörung ist ununterbrochen rechtswidrig gewesen und konnte jederzeit beendet 

werden. 

2. 

Die weitere Kommunikation mit den Versammlungsteilnehmern erfolgte ebenfalls ausschließ- 

lich durch die Polizei, nicht durch die Mitarbeiter der Beigeladenen. Die Beigeladene hat sich 

auch nach dem 24.04.2009 nicht mit der Besetzung ihres Geländes und der Störung ihres 

Betriebes einverstanden erklärt. Spätestens am 27.04.2009 sind die Versammlungsteilneh- 

mer dann dazu übergegangen, zunehmende Schäden an dem besetzten Feld vorzunehmen. 

Die besetzte Fläche wurde nach und nach ausgeweitet. Die Zahl der Teilnehmer nahm eben- 

falls zu, zeitweise waren es mehr als zwanzig Personen. Damit waren die Voraussetzungen 

der Duldung schon nach dem eigenen Vortrag des Klägers weggefallen, und zwar unabhän- 

gig davon, ob die Duldung von der Polizei ausgesprochen wurde oder, wie der Kläger unrich- 

tig meint, von den Bediensteten der Beigeladenen. 

3. 

Nach der Räumung hat die Beigeladene Strafanzeige gegen den Kläger und gegen acht 

weitere namentlich bekannte Versammlungsteilnehmer sowie ferner für alle bislang unbe- 

kannten tatverdächtigen Personen gestellt. Die Personen waren den Bediensteten der Bei- 

geladenen nicht bekannt. Sie haben mit den Personen nicht gesprochen. Die Namensliste 

wurde von der Polizeiinspektion Braunschweig übermittelt und kann bei Bedarf gern zur Akte 

gereicht werden. Wie viele Personen sich zum Zeitpunkt der Räumung auf dem Feld auf- 

gehalten haben, ist der Beigeladenen nicht bekannt. 
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G~HMANN Rechtsanwälte 

4. 

Die Eigentumsverhältnisse an dem Versuchsfeld sind dadurch gekennzeichnet, dass die 

Bundesrepublik Deutschland Alleineigentümerin ist. Innerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 

land steht dem Johann Heinrich von Thünen-Institut das Recht zur alleinigen Nutzung des 

Versuchsfeldes zu, da die Bewirtschaftung zu seinen öffentlich-rechtlichen Aufgaben gehört. 

Das VTI ist insoweit die liegenschaftsverwaltende Dienststelle und Inhaberin des öffentlich- 

rechtlichen Hausrechtes für die Liegenschaft Bundesallee 50 und das fragliche Versuchsfeld. 

Zwei beglaubigte Abschriften anbei. 

Ralph Graef 
Rechtsanwalt 
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